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9 Bekanntmachung der Sitzung des Landkreiswahlaus-
schusses zur Prüfung der Wahlvorschläge für die Wahl 
des Landrats und des Kreistags am 02. März 2008 

Die Sitzung des Landkreiswahlausschusses gemäß Art. 32 Abs. 2 
Satz 1 des Gemeinde- und Landkreiswahlgesetzes zur Prüfung der 
eingereichten Wahlvorschläge findet am  

Dienstag, den 22. Januar 2002, um 15.00 Uhr 
im Landratsamt Eichstätt, 

85072 Eichstätt, Residenzplatz 1, 
II. Stock, Zi.Nr. 204 (Kleiner Sitzungssaal) 

statt. 
Der Zutritt zu dieser Sitzung ist jedermann gestattet (Art. 17 Abs. 

2 des Gemeinde- und Landkreiswahlgesetzes). Der Landkreis-wahl-
ausschuss kann jedoch die Öffentlichkeit ausschließen, soweit Rück-
sichten auf das Wohl der Allgemeinheit oder auf berechtigte An-
sprüche Einzelner dies notwendig machen. Falls eine weitere Sitzung 
erforderlich wird, wird diese rechtzeitig öffentlich bekannt gemacht. 

 
Eichstätt, 14.01.2008 
gez.  Georg   S t a r k ,   Landkreiswahlleiter 

10 Verordnung des Landratsamtes Eichstätt über das 
Wasserschutzgebiet für die öffentliche Wasserver-
sorgung des Marktes Kösching (Brunnen Kasing) vom 
10. Januar 2008 

Das Landratsamt Eichstätt erlässt aufgrund des § 19 Abs. 1 Nr. 1 
und Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) i.d.F. der Bekannt-
machung vom 19.08.2002 (BGBl I S. 3245) i.V.m. Art. 35 und 75 des 
Bayer. Wassergesetzes (BayWG) i.d.F. der Bekanntmachung vom 
19.07.1994 (GVBl. S. 822) zuletzt geändert durch Gesetz vom 
26..07.2005 (GVBl.  S. 287) folgende 

Verordnung 
§ 1 Allgemeines 

Zur Sicherung der öffentlichen Wasserversorgung des Marktes 
Kösching für die Ortsteile Badermühle, Blaumühle, Canisiushof, 
Desching, Dürnhof, Gradhof, Hellmannsberg, Kasing, Kösching, 
Spitzermühle, Steinbruch und Stollmühle sowie des Gewerbe-
gebietes Interpark (für den Ortsteil Erlachhof, Gemeinde Groß-
mehring), wird im Markt Kösching das in § 2 näher umschriebene 
Schutzgebiet festgesetzt. Für dieses Gebiet werden die Anordnungen 
nach §§ 3 bis 7 erlassen. 

§ 2 Schutzgebiet 
(1) Das Schutzgebiet besteht aus  

einem Fassungsbereich (Zone I) 
einer engeren Schutzzone (Zone II) und 
einer weiteren Schutzzone  (Zone III). 

(2) Der Fassungsbereich für den Brunnen 1 liegt auf dem 
Grundstück Fl. Nr. 248 der Gemarkung Kasing, Markt Kösching. 
Die engere Schutzzone umfasst die Grundstücke Fl. Nrn. 231, 232, 
232/1, 233, 234, 235, 236, 237, 238, 239, 240, 241, 243, 244, 245, 
246, 247, 248/1, 249, 250, 251, 252, 253, 254, 255, 256, 258, 259, 
260, 265, 265/1, 266, 267, 1823, 1824, 1825, 1825/1, 1826, 1826/3, 
1826/4, 1826/5, 1826/6, 1827/3, 1828, 1838, der Gemarkung Kasing, 
Markt Kösching. 

(4) Die weitere Schutzzone umfasst die Grundstücke Fl.Nrn. 
194, 243, 253, 268, 534, 534/7, 534/9, 534/10, 534/12, 1731, 1732, 
1735, 1738, 1738/2, 1739, 1740, 1741, 1742, 1743, 1744, 1745, 1746, 
1747, 1748, 1748/2, 1749, 1750, 1750/2, 1751, 1752, 1753, 1754, 
1755, 1787, 1787/2, 1788, 1791, 1792, 1793, 1797, 1798, 1799, 1803, 
1804, 1807, 1808, 1809, 1810, 1811, 1812, 1813, 1814, 1815, 1816, 
1817, 1819, 1820, 1820/2, 1821, 1821/2, 1822, 1822/2, 1830, 1830/1, 
1831, 1832, 1833, 1834, 1835, 1836, 1837, 1837/2, 1838/2, 1839, 
1840, 1841, 1842, 1843, 1844, 1846, 1847, 1847/2, 1847/4, 1848, 
1849, 1851, 1852, 1852/2, 1853, 1853/3, 1854, 1854/2, 1854/3, 1855, 
1856, 1856/1, 1857, 1858, 1859, 1860, 1861, 1862, 1863, 1864, 1865, 
1866, 1867, 1867/1, 1868, 1869, 1870, 1870/2, 1870/3 der Gemarkung 
Kasing, Markt Kösching. 

(5) Die Grenzen des Schutzgebietes und der einzelnen Schutz-
zonen sind in dem im Anhang (Anlage 1) veröffentlichten Lageplan 
eingetragen. Für die genaue Grenzziehung ist ein Lageplan im Maß-
stab 1 : 5000 maßgebend, der im Landratsamt Eichstätt und in der 
Gemeindekanzlei in Kösching niedergelegt ist; er kann dort während 
der Dienststunden eingesehen werden. Die genaue Grenze der Schutz-
zone verläuft auf der jeweils gekennzeichneten Grundstücksgrenze 
oder, wenn die Schutzzonengrenze ein Grundstück schneidet, auf der 
der Fassung näheren Kante der gekennzeichneten Linie. 
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(6) Veränderungen der Grenzen oder der Bezeichnungen der im 
Schutzgebiet gelegenen Grundstücke berühren die festgesetzten 
Grenzen der Schutzzonen nicht. 

(7) Der Fassungsbereich ist durch eine Umzäunung, die weitere 
Schutzzone, soweit erforderlich, in der Natur in geeigneter Weise 
kenntlich gemacht. 

 
 

§ 3 Verbotene oder nur beschränkt zulässige Handlungen 
(1) Es sind 

 in der weiteren Schutzzone  in der engeren Schutzzone 
entspricht Zone III  II 

1. bei Eingriffen in den Untergrund (ausgenommen in Verbindung mit den nach Nr. 2 bis 5 zugelassenen Maßnahmen) 

1.1 Aufschlüsse oder Veränderungen 
der Erdoberfläche, auch wenn 
Grundwasser nicht aufgedeckt 
wird, vorzunehmen oder zu 
erweitern; insbesondere Fisch-
teiche, Kies-, Sand- und Ton-
gruben, Steinbrüche, Übertage-
bergbau und Torfstiche 

verboten, ausgenommen Bodenbearbeitung im Rahmen der ordnungsgemäßen land- und forstwirtschaft-
lichen Nutzung 

1.2 Wiederverfüllung von Erdauf-
schlüssen, Baugruben und 
Leitungsgräben sowie Gelände-
auffüllungen 

nur zulässig 
- mit dem ursprünglichen Erdaushub im Zuge 

von Baumaßnahmen 
 und 
- sofern die Bodenauflage wiederhergestellt 

wird 

verboten 

1.3 Leitungen verlegen oder erneuern 
(ohne Nrn. 2.1, 3.7 und 6.11) --- verboten 

1.4 Durchführung von Bohrungen nur zulässig für Bodenuntersuchungen bis zu 1 m Tiefe 

1.5 Untertage-Bergbau, Tunnelbauten verboten 

2. bei Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (siehe Anlage2, Ziffer 1) 

2.1 Rohrleitungsanlagen zum Beför-
dern von wassergefährdenden 
Stoffen nach § 19 a WHG zu 
errichten oder zu erweitern 

verboten 

2.2 Anlagen nach § 19 g WHG zum 
Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen zu errichten oder zu 
erweitern 

nur zulässig entsprechend Anlage 2, Ziffer 2 für 
Anlagen, wie sie im Rahmen von Haushalt und 
Landwirtschaft (max. 1 Jahresbedarf) üblich sind verboten 

2.3 Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen nach § 19 g Abs. 5 WHG 
außerhalb von Anlagen nach Nr. 
2.2 (siehe Anlage 2, Ziffer 3) 

nur zulässig für die kurzfristige (wenige Tage) 
Lagerung von Stoffen bis Wassergefährdungs-
klasse 2 in dafür geeigneten, dichten Transport-
behältern bis zu je 50 Liter 

verboten 

2.4 Abfall i.S.d. Abfallgesetze und 
bergbauliche Rückstände abzu-
lagern. (Die Behandlung und 
Lagerung von Abfällen fällt unter 
Nr. 2.2 und Nr. 2.3) 

verboten 

2.5 Genehmigungspflichtiger Um-
gang mit radioaktiven Stoffen 
i.S.d. Atomgesetzes und der 
Strahlenschutzverordnung 

verboten 

3. bei Abwasserbeseitigung und Abwasseranlagen 

3.1 Abwasserbehandlungsanlagen zu 
errichten oder zu erweitern ein-
schließlich Kleinkläranlagen 

nur Kleinkläranlagen mit biologischer Reinigungs-
stufe zulässig 

- für Klärbecken und –gruben in mono-
lithischer Bauweise, 

- für Teichanlagen und Pflanzenbeete mit 
künstlicher Sohleabdichtung, 

wenn die Dichtheit und Standsicherheit durch 
geeignete Konzeption, Bauausführung und Bau-
abnahme sichergestellt ist. 

verboten 
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 in der weiteren Schutzzone  in der engeren Schutzzone 
entspricht Zone III  II 

3.2 Regen- oder Mischwasser-ent-
lastungsbauwerke zu errichten 
oder zu erweitern 

verboten 

3.3 Trockenaborte nur zulässig, wenn diese nur vorübergehend auf-
gestellt werden und mit dichtem Behälter aus-
gestattet sind 

verboten 

3.4 Ausbringen von Abwasser verboten, ausgenommen gereinigtes Abwasser aus 
dem Ablauf von Kleinkläranlagen zusammen mit 
Gülle oder Jauche zur landwirtschaftlichen Ver-
wertung 

verboten 

3.5 Anlagen zur 
- Versickerung von Abwasser  

   oder 
- Einleitung oder Versickerung 

von Kühlwasser oder Wasser 
aus Wärmepumpen ins 
Grundwasser 

 zu errichten oder zu erweitern 

verboten 

3.6 Anlagen zur Versickerung des 
von Dachflächen abfließenden 
Wassers zu errichten oder zu er-
weitern 

 (auf die Erlaubnispflichtigkeit 
nach § 2 Abs. 1 WHG i.V.m. § 1 
NWFreiV wird hingewiesen) 

- nur zulässig bei ausreichender Reinigung 
durch flächenhafte Versickerung über den 
bewachsenen Oberboden oder gleichwertige 
Filteranlagen1 

- verboten für Niederschlagswasser von Ge-
bäuden auf gewerblich genutzten Grund-
stücken 

verboten 

3.7 Abwasserleitungen und zuge-
hörige Anlagen zu errichten oder 
zu erweitern 

nur zulässig zum Ableiten von Abwasser, wenn 
die Dichtheit der Entwässerungsanlagen vor Inbe-
triebnahme durch Druckprobe nachgewiesen und 
wiederkehrend alle 5 Jahre durch Sichtprüfung 
und alle 10 Jahre durch Druckprobe oder anderes 
gleichwertiges Verfahren überprüft wird (Durch-
leiten von Außerhalb des Wasserschutzgebietes 
gesammeltem Abwasser verboten) 

verboten 

4. bei Verkehrswegen, Plätzen mit besonderer Zweckbestimmung, Hausgärten, sonstigen Handlungen 

4.1 Straßen, Wege und sonstige Ver-
kehrsflächen zu errichten oder zu 
erweitern 

- nur zulässig für klassifizierte Straßen, wenn 
die „Richtlinien für bautechnische Maß-
nahmen an Straßen in Wassergewinnungs-
gebieten (RiStWag)“ in der jeweils geltenden 
Fassung beachtet werden 
und 

- wie in Zone II 

nur zulässig 
- für öffentliche Feld- und Waldwege, be-

schränkt-öffentliche Wege, Eigentümerwege 
und Privatwege und 

- bei breitflächigem Versickerung des ab-
fließenden Wassers 

4.2 Eisenbahnanlagen zu errichten 
oder zu erweitern verboten 

4.3 wassergefährdende auswaschbare 
oder auslaugbare Materialien 
(z.B. Schlacke, Teer, Impräg-
niermittel u.ä.) zum Straßen-, 
Wege-, Eisenbahn- oder Wasser-
bau zu verwenden 

verboten 

4.4 Baustelleneinrichtungen, Bau-
stofflager zu errichten oder zu 
erweitern  

--- verboten 

4.5 Bade- oder Zeltplätze einzu-
richten oder zu erweitern; 
Camping aller Art  

nur zulässig mit Abwasserentsorgung über eine 
dichte Sammelentwässerung unter Beachtung von 
Nr. 3.7 

verboten 
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 in der weiteren Schutzzone  in der engeren Schutzzone 
entspricht Zone III  II 

4.6 Sportanlagen zu errichten oder zu 
erweitern 

- nur zulässig mit Abwasserentsorgung über 
eine dichte Sammelentwässerung unter Be-
achtung von Nr. 3.7 

- verboten für Tontaubenschießanlagen und 
Motorsportanlagen 

verboten 

4.7 Großveranstaltungen durchzu-
führen 

- nur zulässig mit ordnungsgemäßer Abwasser-
entsorgung und ausreichenden, befestigten 
Parkplätzen (wie z.B. bei Sportanlagen) 

- verboten für Geländemotorsport 

verboten 

4.8 Friedhöfe zu errichten oder zu 
erweitern verboten 

4.9 Flugplätze einschl. Sicherheits-
flächen, Notabwurfplätze, mili-
tärische Anlagen und Übungs-
plätze zu errichten oder zu 
erweitern 

verboten 

4.10 Militärische Übungen durchzu-
führen nur Durchfahren auf klassifizierten Straßen zulässig 

4.11 Kleingartenanlagen zu errichten 
oder zu erweitern verboten 

4.12 Anwendung von Pflanzenschutz-
mitteln auf Freilandflächen, die 
nicht land-, forstwirtschaftlich 
oder gärtnerisch genutzt werden 
(z.B. Verkehrswege, Rasenflä-
chen, Friedhöfe, Sportanlagen) 

verboten 

4.13 Düngen mit Stickstoffdüngern nur zulässig bei standort- und bedarfsgerechter 
Düngung 

nur standort- und bedarfsgerechte Düngung mit 
Mineraldünger zulässig 

4.14 Beregnung von öffentlichen 
Grünanlagen, Rasensport- und 
Golfplätzen 

nur zulässig nach Maßgabe der Beregnungs-
beratung oder bis zu einer Bodenfeuchte von 70 % 
der nutzbaren Feldkapazität 

verboten 

5. bei baulichen Anlagen  

5.1 bauliche Anlagen zu errichten 
oder zu erweitern 

nur zulässig, 
- wenn kein häusliches oder gewerbliches 

Abwasser anfällt oder in eine dichte Sammel-
entwässerung eingeleitet wird unter Be-
achtung von Nr. 3.1 und 3.7 und 
- wenn die Gründungssohle mind. 2 m 

über dem höchsten Grundwasserstand 
liegt 

verboten 

5.2 Ausweisung neuer Baugebiete verboten 

5.3 Stallungen zu errichten oder zu 
erweitern2)

nur zulässig 
- entsprechend Anlage 2 Ziffer 5a oder 
- für in dieser Zone bereits vorhandene 

landwirtschaftliche Anwesen, wenn die 
Anforderungen gemäß Anlage 2, Ziffer 5b 
eingehalten werden 

verboten 

5.4 Anlagen zum Lagern und 
Abfüllen von Jauche, Gülle, 
Silagesickersaft zu errichten oder 
zu erweitern2)

nur zulässig mit Leckageerkennung oder gleich-
wertiger Kontrollmöglichkeit der gesamten Anlage 
einschließlich Zuleitungen verboten 

5.5 ortsfeste Anlagen zur Gärfutter-
bereitung zu errichten oder zu 
erweitern2)

nur zulässig mit Auffangbehälter für Silagesicker-
saft, Behälter für Anlagen größer 150 m3 ent-
sprechend Nr. 5.4 

verboten 

6. bei landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen und gärtnerischen Flächennutzungen 

6.1 Düngen mit Gülle, Jauche, Fest-
mist, Gärsubstraten aus Biogas-
anlagen und Festmistkompost 

nur zulässig wie bei Nr. 6.2 
verboten 
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 in der weiteren Schutzzone  in der engeren Schutzzone 
entspricht Zone III  II 

6.2 Düngen mit sonstigen organi-
schen und mineralischen Stick-
stoffdüngern (ohne Nr. 6.3) 

nur zulässig, wenn die Stickstoffdüngung in zeit- und bedarfsgerechten Gaben erfolgt, insbesondere nicht 
- auf abgeernteten Flächen ohne unmittelbar folgenden Zwischen- oder Hauptfruchtanbau, 
- auf Grünland vom 15.11. bis 15.01. (ausgenommen Festmist in Zone III), 
- auf Ackerland vom 15.11. bis 15.01. (ausgenommen Festmist in Zone III), 
- auf Brachland 

6.3 Ausbringen oder Lagern von 
Klärschlamm, klärschlamm-
haltigen Düngemitteln, Fäkal-
schlamm oder Gärsubstrat bzw. 
Kompost aus zentralen Bioabfall-
anlagen 

verboten 

6.4 ganzjährige Bodendeckung durch 
Zwischen- oder Hauptfrucht 

erforderlich, soweit fruchtfolge- und witterungsbedingt möglich. Eine wegen der nachfolgenden Frucht-
arten unvermeidbare Winterfurche darf erst ab 15.11. erfolgen. Zwischenfrucht vor Mais darf erst ab 
01.04. eingearbeitet werden. 

6.5 Lagern von Festmist, Sekundär-
rohstoffdünger oder Mineral-
dünger auf unbefestigten Flächen 

verboten, ausgenommen Kalkdünger; Mineral-
dünger und Schwarzkalk zur zulässig, sofern 
gegen Niederschlag dicht abgedeckt 

verboten 

6.6 Gärfutterlagerung außerhalb von 
ortsfesten Anlagen 

nur zulässig in allseitig dichten Foliensilos bei 
Siliergut ohne Gärsafterwartung sowie Ballen-
silage 

verboten 

6.7 Beweidung, Freiland-, Koppel- 
und Pferchtierhaltung 

nur zulässig auf Grünland ohne flächige Ver-
letzung der Grasnarbe (siehe Anlage 2, Ziffer 6) 
oder für bestehende Nutzungen, die unmittelbar an 
vorhandene Stallungen gebunden sind 

verboten 

6.8 Wildfutterplätze und Wildgatter 
zu errichten --- verboten 

6.9 Anwendung von Pflanzenschutz-
mitteln aus Luftfahrzeugen oder 
zur Bodenentseuchung 

verboten 

6.10 Beregnung landwirtschaftlich 
oder gärtnerisch genutzter 
Flächen 

nur zulässig nach Maßgabe der Beregnungs-
beratung oder bis zu einer Bodenfeuchte von 70 % 
der nutzbaren Feldkapazität 

verboten 

6.11 landwirtschaftliche Dräne und 
zugehörige Vorflutgräben anzu-
legen oder zu ändern 

nur zulässig für Instandsetzungs- und Pflegemaßnahmen 

6.12 besondere Nutzungen i.S.v. An-
lage 2, Ziffer 7 neu anzulegen 
oder zu erweitern 

nur Gewächshäuser mit geschlossenem Ent-
wässerungssystem zulässig verboten 

6.13 Rodung, Kahlschlag größer als 
2000 m2 oder eine in der Wirkung 
gleichkommende Maßnahme 
(siehe Anlage 2, Ziffer 8) 

nicht zulässig, 
(ausgenommen bei Kalamitäten) 

6.14 Nasskonservierung von Rundholz verboten 

6.15Ausbringen von Pflanzenschutz-
mitteln, die den Wirkstoff 
Terbuthylazin enthalten 

verboten 

 

1 siehe ATV-DVWK-Merkblatt M 153 „Handlungsempfehlung zum Umgang mit Regenwasser“ 
2) Es wird auf den Anhang 5 „Besondere Anforderungen an Anlagen zum Lagern und Abfüllen von Jauche, Gülle, Festmist, Silagesickersäften (JGS-Anlagen)“ der Verordnung über 

Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe (Anlagenverordnung – VAwS) in der jeweils geltenden Fassung hingewiesen, der nähere Ausführungen 
zur baulichen Gestaltung (u.a. Leckageerkennung) enthält. Arbeitsblätter mit Musterplänen sind bei der ALB Bayern e.V. erhältlich (Arbeitsblatt Nr. 10.15.04 „Lagerung von 
Flüssigmist Nr. 10.15.07 „Lagerung von Festmist, Nr. 10.09.01 „Flachsilos und Sickersaftableitung“). 

 
 
(2) Im Fassungsbereich (Schutzzone I) sind sämtliche unter den Nr. 1 bis 6 aufgeführte Handlungen verboten. Das Betreten ist nur zulässig für 

Handlungen im Rahmen der Wassergewinnung und –ableitung durch Befugte des Trägers der öffentlichen Wasserversorgung, die durch diese 
Versorgung geschützt ist, oder der von ihm Beauftragten. 

 
(3) Die Verbote und Beschränkungen des Absatzes 1 und 2 gelten hinsichtlich der Nummern 3.6 und 5.1 nicht für Handlungen im Rahmen der 

Wassergewinnung und –ableitung des Trägers der öffentlichen Wasserversorgung, die durch diese Verordnung geschützt ist, oder der von ihm 
Beauftragten. 
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§ 4  
Ausnahmen 

(1) Das Landratsamt Eichstätt kann von den Verboten des § 3 
Ausnahmen zulassen, wenn 

1. das Wohl der Allgemeinheit die Ausnahmen erfordert oder 
2. das Verbot oder die Beschränkung im Einzelfall zu einer un-

billigen Härte führen würde und das Gemeinwohl der Aus-
nahme nicht entgegensteht. 

(2) Die Ausnahme ist widerruflich; sie kann mit Bedingungen 
und Auflagen verbunden werden und bedarf der Schriftform. 

(3) Im Falle des Widerrufs kann das Landratsamt Eichstätt vom 
Grundstückseigentümer verlangen, dass der frühere Zustand wieder-
hergestellt wird, sofern es das Wohl der Allgemeinheit, insbesondere 
der Schutz der Wasserversorgung erfordert. 

§ 5  
Beseitigung und Änderung bestehender Einrichtungen 

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstü-
cken innerhalb des Schutzgebietes haben die Beseitigung oder Ände-
rung von Einrichtungen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 
Verordnung bestehen und deren Bestand, Errichtung, Erweiterung 
oder Betrieb unter die Verbote des § 3 fallen, auf Anordnung des 
Landratsamtes Eichstätt zu dulden, sofern sie nicht schon nach ande-
ren Vorschriften verpflichtet sind, die Einrichtung zu beseitigen oder 
zu ändern. 

(2) Für Maßnahmen nach Abs. 1 ist nach den §§ 19 Abs. 3, 20 
WHG und Art. 74 BayWG Entschädigung zu leisten. 

§ 6  
Kennzeichnung des Schutzgebietes 

Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken in-
nerhalb des Schutzgebietes haben zu dulden, dass die Grenzen des 
Fassungsbereiches und der Schutzzone durch Aufstellen oder Anbrin-
gen von Hinweiszeichen kenntlich gemacht werden. 

§ 7 
Kontrollmaßnahmen 

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstü-
cken innerhalb des Schutzgebietes  haben Probenahmen von im 
Schutzgebiet zum Einsatz bestimmten Düngemitteln und Pflanzen-
schutzmitteln durch Beauftragte des Landratsamtes Eichstätt und des 
Wasserversorgungsunternehmens (Markt Kösching) zur Kontrolle der 
Einhaltung der Vorschriften dieser Verordnung zu dulden. 

(2) Sie haben ferner die Entnahme von Boden-, Vegetations- 
und Wasserproben und die hierzu notwendigen Verrichtungen auf den 
Grundstücken im Wasserschutzgebiet durch Beauftragte des Land-
ratsamtes Eichstätt und des Wasserversorgungsunternehmens (Markt 
Kösching) zu dulden. 

(3) Sie haben ferner das Betreten der Grundstücke durch 
Bedienstete des Trägers der öffentlichen Wasserversorgung, die durch 
diese Verordnung geschützt ist, oder der von ihm Beauftragten, zur 
Wahrnehmung der Eigenüberwachungspflichten gem. § 3 der Verord-
nung zur Eigenüberwachung von Wasserversorgungs- und Abwasser-
anlagen (Eigenüberwachungsverordnung – EÜV) in der jeweils gel-
tenden Fassung zu gestatten, die hierzu erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen und technische Ermittlungen und Prüfungen zu ermöglichen. 

§ 8 
Entschädigung und Ausgleich 

(1) Soweit diese Verordnung oder eine auf Grund dieser Ver-
ordnung ergehende Anordnung eine Enteignung darstellt, ist über die 
Fälle des § 5 hinaus nach den §§ 19 Abs. 3, 20 WHG und Art. 74 
BayWG Entschädigung zu leisten. 

(2)  Soweit diese Verordnung oder eine auf Grund dieser Ver-
ordnung ergehende Anordnung erhöhte Anforderungen festsetzt, die 
die ordnungsgemäße land- oder forstwirtschaftliche Nutzung be-
schränken, ist für die dadurch verursachten wirtschaftlichen Nachteile 
ein angemessener Ausgleich gem. § 19 Abs. 4 WHG und Art. 74 Abs. 
6 BayWG zu leisten. 

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten 

Nach § 41 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 WHG kann mit Geldbuße bis zu 
fünfzigtausend Euro belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig, 

1. einem Verbot nach § 3 Abs. 1 und Abs. 2 zuwiderhandelt, 
2. eine nach § 4 ausnahmsweise zugelassene Handlung vor-

nimmt, ohne die mit der Ausnahme verbundenen Bedingungen oder 
Auflagen zu befolgen. 

§ 10 
Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung 
im Amtsblatt für den Landkreis und die Stadt Eichstätt in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung des Landratsamtes 
Eichstätt vom 15.04.1981 (Amtsblatt für den Landkreis und die Stadt 
Eichstätt Nr. 39 vom 25.9.1981) außer Kraft. 

 
Eichstätt, den 10. Januar 2008 
gez.   J a n s s e n  ,   Oberregierungsrat 
 
Anlage 1 (Lageplan) 
Siehe Seite 10 des Amtsblatts 
 
Anlage 2 
Maßgaben zu § 3 Abs. 1 Nr. 2, 3, 5 und 6 

1. Wassergefährdende Stoffe (zu Nr. 2) 
 Es ist jeweils die aktuelle Fassung der „Allgemeinen Verwal-

tungsvorschrift zum Wasserhaushaltsgesetz über Einstufung 
wassergefährdender Stoffe in Wassergefährdungsklassen (Ver-
waltungsvorschrift wassergefährdende Stoffe – VwVwS)“ zu 
beachten. 

2. Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (zu Nr. 
2.2) 

 Im Fassungsbereich und in der engeren Schutzzone sind An-
lagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen nicht zu-
lässig. 

 In der weiteren Schutzzone (III ) sind zur zulässig: 
1. oberirdische Anlagen der Gefährdungsstufen A bis C, die 

in einem Auffangraum aufgestellt sind, sofern sie nicht 
doppelwandig ausgeführt und mit einem Leckanzeigegerät 
ausgerüstet sind; der Auffangraum muss das maximal in den 
Anlagen vorhandene Volumen wassergefährdender Stoffe 
aufnehmen können. 

2. unterirdische Anlagen der Gefährdungsstufe A und B, die 
doppelwandig ausgeführt und mit einem Leckanzeigegerät 
ausgerüstet sind. 

 Die Prüfpflicht richtet sich nach der VAwS. 
 Unter Nr. 2.2 können auch Abfälle z.B. im Zusammenhang mit 

Kompostieranlagen oder Wertstoffhöfen fallen. An die Bereit-
stellung von Hausmüll aus privaten Haushalten zur regel-
mäßigen Abholung (z.B. Mülltonnen) werden keine besonderen 
Anforderungen gestellt. 

3. Umgang mit wassergefährdenden Stoffen außerhalb von 
Anlagen (zu Nr. 2.3) 
Von der Nr. 2.3 sind nicht berührt: 
- Düngung, Anwendung von Pflanzenschutzmitteln etc. nach 

den Maßgaben der Nr. 4.12, 4.13, 6.1., 6.2., 6.5 und 6.6, 
- Straßensalzung im Rahmen des Winterdienstes, 
- das Mitführen und Verwenden von Betriebsstoffen für Fahr-

zeuge und Maschinen, 
- Kleinmengen für den privaten Hausgebrauch, 
- Kompostierung im eigenen Garten. 
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Entsprechend VAwS werden an Abfüllpätze von Heizölver-
braucheranlagen über die betrieblichen Anforderungen hinaus 
keine Anforderungen gestellt. 

4. Anlagen zur Versickerung von häuslichem und kommunalem 
Abwasser (zu Nr. 3.5) 

 Das Abwasser ist vor der Versickerung nach strengeren als den 
Mindestanforderungen gemäß Abwasserverordnung (AbwV) in 
der jeweils geltenden Fassung zu reinigen. Die Anforderungen 
richten sich nach den Merkblättern des Bayer. Landesamtes für 
Wasserwirtschaft. 

5. Stallungen (zu Nr: 5.3) 
 Ziffer 5 a: 

5.1. mit Flüssigmistverfahren: 
 Bei Stallungen für Tierbestände über 40 Dungeinheiten ist das 

erforderliche Speichervolumen für Gülle auf mind. zwei Behäl-
ter aufzuteilen. 

 40 Dungeinheiten (= 3200 kg Stickstoff pro Jahr) fallen bei fol-
genden Höchststückzahlen für einzelne Tierarten an: 
- Milchkühe 40 Stück (1 Stück = 1,0   DE) 
- Mastbullen 65 Stück (1 Stück = 0,62 DE) 
- Mastkälber, Jungmastrinder 150 Stück (1 Stück = 0,27 DE) 
- Mastschweine 300 Stück (1 Stück = 0,13 DE) 
- Legehennen, Mastputen 3500 Stück (100 Stück = 1,14 DE) 
- sonst. Mastgeflügel 10000 Stück (100 Stück = 0,4   DE) 

 Der Tierbestand darf 80 Dungeinheiten je Stallung bzw. 120 
Dungeinheiten je Hofstelle nicht überschreiten. Bei mehreren 
Tierarten auf einer Hofstelle sind die entsprechende Dungein-
heiten aufzusummieren. 

5.2 mit Festmistverfahren: 
 Bei Tierbeständen über 80 Dungeinheiten ist das erforderliche 

Speichervolumen für Jauche auf mind. zwei Behälter aufzutei-
len. 

 Der Tierbestand darf 80 Dungeinheiten je Stallung bzw. 160 
Dungeinheiten je Hofstelle nicht überschreiten. Bei mehreren 
Tierarten auf einer Hofstelle sind die entsprechenden Dungein-
heiten aufzusummieren. 

5.3 mit gemischten Entmistungsverfahren:
 Die maximalen Tierbestände je Hofstelle sind anteilig entspre-

chend 1.1 und 1.2 zu ermitteln. 
5.4 Ausnahmegenehmigung
 Die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung nach § 4 ist bei 

bestandsgeschützten landwirtschaftlichen Betrieben möglich, 
wenn dies betriebsbedingt notwendig ist (Existenzsicherung) 
und das erhöhte Gefährdungspotential durch technische Anfor-
derungen ausgeglichen werden kann, wenn dadurch der Trink-
wasserschutz gewährleistet ist. 

 Ziffer 5 b: 
 Bei Gülle- bzw. Jauchekanälen ist zur jährlichen Dichtheits-

prüfung eine Leckageerkennung für die Fugenbereiche ent-
sprechend Anhang 5 Nr. 4.2 der VAwS vorzusehen. 

 Planbefestigte (geschlossene) Flächen, auf denen Kot und Harn 
anfallen, sind gem. VAwS flüssigkeitsundurchlässig (Beton mit 
hohem Wassereindringwiderstand) auszuführen und jährlich 
durch Sichtprüfung auf Undichtigkeiten zu kontrollieren. 

 Bei Güllesystemen ist der Stall in hydraulisch-betrieblich ab-
trennbare Abschnitte zu gliedern, die einzeln auf Dichtheit prüf-
bar und jederzeit reparierbar sind. 

 Der Speicherraum für Gülle bzw. Jauche sowie die Zuleitungen 
sind baulich so zu gliedern, dass eine Raparatur jederzeit mög-
lich ist. Dies kann durch einen zweiten Lagerbehälter oder eine 
ausreichende Speicherkapazität der Güllekanäle gewährleistet 
werden. Hinsichtlich der Dichtheitsprüfungen wird auf den An-
hang 5 der VAwS hingewiesen. 

 Die einschlägigen Regeln der Technik, insbesondere DIN 1045, 
sind zu beachten. 

 Der Beginn der Bauarbeiten ist bei der Kreisverwaltungsbehörde 
und dem Wasserversorgungsunternehmen 14 Tage vorher anzu-
zeigen. 

 Betriebe, die durch Zusammenschluss oder Teilung aus einem in 
Zone III A vorhandenen Anwesen entstehen, gelten ebenfalls als 
„in dieser Zone bereits vorhandene Anwesen“. 

6. Beweidung, Freiland-, Koppel- und Pferchtierhaltung (zu Nr. 
6.7) 

 Eine flächige Verletzung der Grasnarbe liegt dann vor, wenn das 
wie bei herkömmlicher Rinderweide unvermeidbare Maß 
(linienförmige oder punktuelle Verletzungen im Bereich von 
Treibwegen, Viehtränken etc.) überschritten wird. 

7. Besondere Nutzungen sind folgende landwirtschaftliche, forst-
wirtschaftliche oder erwerbsgärtnerische Nutzungen (zu Nr. 
6.12): 
- Weinbau 
- Hopfenanbau 
- Tabakanbau 
- Gemüseanbau 
- Zierpflanzenanbau 
- Baumschulen und forstliche Pflanzgärten 

 Das Verbot bezieht sich nur auf die Neuanlage derartiger 
Nutzungen, nicht auf die Verlegung im Rahmen des ertrags-
bedingt erforderlichen Flächenwechsels bei gleichbleibender 
Größe der Anbaufläche. 

8. Rodung, Kahlschlag und in der Wirkung gleichkommende 
Maßnahmen (zu Nr. 6.13) 

 Ein Kahlschlag liegt vor, wenn auf einer Waldfläche alle auf-
stockenden Bäume in einem oder in wenigen kurz aufeinander 
folgenden Eingriffen entnommen werden, ohne dass bereits eine 
ausreichende übernehmbare Verjüngung vorhanden ist und 
daher durch die Hiebsmaßnahme auf der Fläche Freiland-
bedingungen (Klima) entstehen. 

 Eine dem Kahlschlag gleichkommende Maßnahme ist eine 
Lichthauung, bei der nur noch vereinzelt Bäume stehen bleiben 
und dadurch auf der Fläche ebenfalls Freiflächenbedingungen 
entstehen. 

 Ein Kahlschlag kann auch entstehen, wenn zwei oder mehrere 
benachbarte Waldbesitzer Hiebe durchführen, die in der Summe 
zu den o.g. Freiflächenbedingungen führen. 

 Dagegen sind Hiebmaßnahmen eines oder mehrerer Waldbe-
sitzer auf räumlich getrennten Teilflächen zulässig, wenn sie die 
Flächenobergrenzen dieser Verordnung lediglich in der Summe 
überschreiten. 

 Unter Kalamitäten sind Schäden durch Windwurf, Schneebruch 
oder durch Schädlingsbefall zu verstehen, deren Beseitigung nur 
durch die Entnahme aller geschädigten Bäume und daher u.U. 
nur durch Kahlschlag möglich ist. 

 

Bekanntmachungen der Stadt Eichstätt 
 
11 Wasserrecht; 

Planfeststellung – Umweltverträglichkeitsprüfung  
Freistaat Bayern - Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt 
Ökologischer Ausbau der Altmühl "Sperberslohe" bei 
Eichstätt; 
hier: Öffentliche Auslegung 

Das Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt plant im Auftrag des Frei-
staates Bayern an der Altmühl bei Eichstätt die Reaktivierung einer 
künstlich abgeschnittenen Flussschleife und die Entwicklung aue-
typischer Lebensräume im Bereich der Gemarkungen Wasserzell und 
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Marienstein, Stadt Eichstätt. Mit der Renaturierung der Altmühl-
schleife soll die natürliche Lauflänge und der ursprüngliche Fließ-
gewässerlebensraum wieder hergestellt werden. 

Das Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt beantragte die Durchführung 
eines wasserrechtlichen Planfeststellungsverfahrens für das Vorhaben 
auf den Flurnummern der Gemarkungen Marienstein und Wasserzell 
der Stadt Eichstätt. 

Das Vorhaben stellt die Herstellung und Umgestaltung eines Ge-
wässers dar und bedarf deshalb der wasserrechtlichen Planfeststellung 
(§ 31 Abs. 2 WHG; Art. 58 BayWG, Art. 73 ff BayVwVfG). 

Sachlich und örtlich zuständige Planfeststellungsbehörde (Art. 75 
Abs. 1 Satz 2 BayWG i.V. mit Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 BayVwVfG) für 
dieses Vorhaben ist das Landratsamt Eichstätt. 

Die Planunterlagen für das Vorhaben liegen bei der Stadt Eich-
stätt, Rathaus, Marktplatz 11, Zi.-Nr. 213/2. Stock, in der Zeit von 

Montag, 28.01.2008, bis Freitag, 29.02.2008, 

während der allgemeinen Dienststunden öffentlich zur Einsicht 
aus. 

Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben sind bei der Stadt 
Eichstätt, Marktplatz 11, 85072 Eichstätt, oder dem Landratsamt 
Eichstätt, Residenzplatz 2, 85072 Eichstätt, innerhalb der Auslegungs-
frist vorzubringen. 

Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann 
bis spätestens zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist schrift-
lich oder zur Niederschrift bei der Stadt Eichstätt oder beim Land-
ratsamt Eichstätt Einwendungen gegen den Plan erheben. 

Es wird darauf hingewiesen, dass 
- bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin 

auch ohne ihn verhandelt werden kann; 
- die Personen, die Einwendungen erhoben haben, von dem 

Erörterungstermin durch öffentliche Bekanntmachung 
benachrichtigt werden können; 

- die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen 
durch öffe-ntliche Bekanntmachung ersetzt werden kann, 
wenn mehr als 50 Benachrichtigungen oder Zustellungen 
vorzunehmen sind (Art. 73 Abs. 5 BayVwVfG). 

 
Eichstätt, 16.01.2008 
gez. Arnulf   N e u m e y e r ,   Oberbürgermeister  
 
 
 
Der Wahlleiter der Stadt Eichstätt 

12 Bekanntmachung der Sitzung des Wahlausschusses zur 
Beschlussfassung über die eingereichten Wahlvorschläge 
für die Wahl des Stadtrats am 02. März 2008 

Die Sitzung des Wahlausschusses gemäß Art. 32 Abs. 2 Satz 1 des 
Gemeinde- und Landkreiswahlgesetzes (GLKrWG) zur Prüfung der 
eingereichten Wahlvorschläge findet am 

Dienstag, 22. Januar 2008, um 17.00 Uhr 

im Sitzungssaal des Rathauses der Stadt Eichstätt, Zi.-Nr. 103/1. 
Stock, Marktplatz 11, 85072 Eichstätt, statt. 

Der Wahlausschuss beschließt in dieser Sitzung über die Gültig-
keit der eingereichten Wahlvorschläge und über die Zulässigkeit von 
Listenverbindungen (Art. 32 Abs. 2 GLKrWG). 

Der Wahlausschuss verhandelt, berät und entscheidet in öffent-
licher Sitzung, soweit nicht Rücksichten auf das Wohl der Allgemein-
heit oder auf berechtigte Ansprüche Einzelner entgegenstehen (Art. 17 
Abs. 2 GLKrWG). In diesen Fällen berät und entscheidet er in nicht 
öffentlicher Sitzung über den Ausschluss der Öffentlichkeit. Be-
schlüsse, die in nichtöffentlicher Sitzung gefasst wurden, werden der 

Öffentlichkeit bekannt gegeben, sobald die Gründe für die Geheim-
haltung weggefallen sind. 

Sollte eine weitere Sitzung erforderlich sein, wird dis rechtzeitig 
öffentlich bekannt gemacht. 

 
Eichstätt, 11.01.2008 
gez.  Arnulf   N e u m e y e r  ,  Wahlleiter 
 

Bekanntmachungen anderer Behörden 
 

Schulverband Gaimersheim  -Hauptschule-  

13 Bekanntmachung der Haushaltssatzung des Schulver-
bandes Gaimersheim -Hauptschule- für das Haushalts-
jahr 2008 und öffentlichen Auflage des Haushaltsplanes. 

Haushaltssatzung des Schulverbandes Gaimersheim -Hauptschule- 
für das Haushaltsjahr 2008

Auf Grund der Art. 9 des Bayer.Schulfinanzierungsgesetzes-
BaySchFG-, Art. 40 KommZG sowie Art. 63 ff. der Gemeinde-
ordnung erläßt der Schulverband folgende Haushaltssatzung: 

§ 1 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2008 wird hiermit fest-

gesetzt; er schließt im  
Verwaltungshaushalt  
in den Einnahmen und Ausgaben mit 661.417,00 EURO 
und im  
Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 129.700,00 EURO 
ab. 

§ 2 
Kreditaufnahmen für Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht 

vorgesehen. 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden 

nicht festgesetzt. 

§ 4 
Schulverbandsumlage 
(1) Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf 

(Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben im Verwaltungshaushalt 
wird für das Haushaltsjahr 2008 auf 497.280,00 € festgesetzt und nach 
der Zahl der Verbandsschüler auf die Mitglieder des Schulverbandes 
umgelegt (Verwaltungsumlage). 

(2) Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird die maß-
gebende Schülerzahl nach dem Stand vom 1.Oktober 2007 auf 448 
Verbandsschüler festgesetzt. 

(3) Die Verwaltungsumlage wird je Verbandsschüler auf  
1.110,00 €  festgesetzt. 

(4) Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf 
(Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögenshaushalt 
wird für das Haushaltsjahr 2008 auf 29.700,00 € festgesetzt und nach 
der Zahl der Verbandsschüler der Mitglieder des Schulverbandes 
umgelegt (Investitionsumlage). 

(5) Der Berechnung der Investitionsumlage wird die Schüler-
zahl nach dem Stand vom 1. Oktober 2007 mit insgesamt 448 Ver-
bandsschülern zu Grunde gelegt.  

(6) Die Investitionsumlage wird je Verbandsschüler auf  
66.2946 € festgesetzt.  

§ 5 
Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem 

Haushaltsplan werden nicht beansprucht. 
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§ 6 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 

§ 7 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01.Januar 2008 in Kraft. 
Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan mit den Anlagen 

liegen während des ganzen Jahres in der Geschäftsstelle des Schulver-
bandes im Rathaus Gaimersheim, Zimmer 3, innerhalb der allge-
meinen Geschäftsstunden zur Einsicht bereit.  
 
Gaimersheim, den  
Schulverband Gaimersheim 
gez.   S c h e l s ,   Vorsitzender 
 
Hinweis: 
Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan 2008 des Schulverbandes 
Gaimersheim – Hauptschule – liegen während des ganzen Jahres in 
der Verbandskanzlei beim Markt Gaimersheim, Marktplatz 3, 
innerhalb der allgemeinen Geschäftsstunden, zur Einsicht bereit. 

 
 
 

Schulverband Nassenfels 

14 Bekanntmachung der Haushaltssatzung und öffentliche 
Auflage des Haushaltsplanes des Schulverbandes 
Nassenfels nach Vorlage bei der Rechtsaufsichtsbehörde 
für das Haushaltsjahr 2008 

I. 
Auf Grund der Art. 9 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes 

– BaySchFG  -, sowie der Art. 35 des Gesetzes über die kommunale 
Zusammenarbeit – KommZG – sowie der Art. 63 ff der Gemeinde-
ordnung – GO – erläßt der Schulverband folgende Haushaltssatzung 

§ 1 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 

2008 wird hiermit festgesetzt; er schließt 
im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 177.840,00 € 
im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 60.100,00 €  
ab. 

§ 2 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungs-

maßnahmen sind nicht vorgesehen. 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden 

nicht festgesetzt. 

§ 4 
Schulverbandsumlage 
(1) Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf 

(Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben im Verwaltungshaushalt 
wird für das Haushaltsjahr 2008 auf 98.250,00 € festgesetzt und nach 

der Zahl der Verbandsschüler auf die Mitglieder des Schulverbandes 
umgelegt (Verwaltungsumlage). 

(2) Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wir die maß-
gebende Schülerzahl nach dem Stand vom 01. Oktober 2007 auf 168 
Verbandsschüler festgesetzt. 

(3) Die Verwaltungsumlage wird je Verbandsschüler auf 584,82 
€ festgesetzt. 

(4) Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf 
(Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögenshaushalt 
wird für das Haushaltsjahr 2008 auf 58.000,00 € festgesetzt. 

(5) Das Verhältnis der Aufteilung wird mit 63 % für den Markt 
Nassenfels zu 37 % für die Gemeinde Egweil festgesetzt. 

§ 5 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung 

von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 25.000,00 € fest-
gesetzt. 

§ 6 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 

§ 7 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2008 in Kraft. 

II. 
Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan liegen während des 

ganzen Jahres für die Dauer ihrer Gültigkeit in der Verwaltungs-
gemeinschaft Nassenfels, Schulstraße 9, 85128 Nassenfels, innerhalb 
der allgemeinen Geschäftsstunden zur Einsichtnahme auf. 
 
Nassenfels, den 14.01.2008 
gez.   H u s t e r e r ,  1. Schulverbandsvorsitzender 
 
 
 
Sparkasse Eichstätt 

15 Aufgebot von Sparkassenbüchern 

Gemäß Art. 36 AGBGB ergeht hiermit auf Antrag der nach-
stehend aufgeführten Antragsteller an den Inhaber des jeweiligen 
Sparkassenbuches die Aufforderung, seine Rechte unter Vorlage der 
Urkunde binnen drei Monaten bei der Sparkasse Eichstätt anzu-
melden. Wird die Urkunde innerhalb dieser Frist nicht vorgelegt, so 
wird das jeweilige Sparkassenbuch durch Beschluss des Vorstandes 
für kraftlos erklärt. 

Antragsteller: Sparbuchnummer: 
Buchner Helmut 3220495463 
 
Eichstätt, 16.01.2008 
Der Vorstand der Sparkasse Eichstätt 
H o l l w e c k  S c h l am p 
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Anlage 1 zu Nr. 10 – Lageplan -
 

Lengende:  
Schutzzone I  (Fassungsbereich) 
Schutzzone II  (Engere Schutzzone) 
Schutzzone III  (Weitere Schutzzone)
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